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Die Schicksalswahlen im Os-
ten und auch in Thüringen 
rücken näher. Derweil ist zu 
beobachten, dass den Kar-

tellparteien kein Mittel zu 
schäbig ist, ihre bröselnde 
politische Macht zu erhalten. 
In einer beispiellosen Kam-
pagne marschiert die steuer-
fi nanzierte »Zivilgesellschaft« 
in Regierungsparaden gegen 
die Opposition auf, versucht 
der »Verfassungsschutz« den 
Meinungsbildungsprozess 
zu manipulieren, arbeiten 
»Experten« an juristischen 
Winkelzügen, um vor dem 
demokratischen Machtwech-

sel kurzfristig die politischen 
Spielregeln zu ändern, und 
werde ich persönlich wegen 
angeblicher »Meinungsdelik-
te« mitten im Wahlkampf mit 
Prozessen überzogen.
 Doch ich bin überzeugt: All 
diese schmutzigen Tricks 
werden den Kartellparteien 
nichts nützen. Allzu gravie-
rend sind die Auswirkungen 
ihrer Multikulturalisierungs-
politik, ihrer deindustriali-
sierenden »Luftpolitik« und 

ihres Kampfs gegen Anders-
denkende und die Meinungs-
freiheit. Und sie sind geschei-
tert mit ihrem Politikstil. Aus 
vielen Gesprächen im ganzen 
Freistaat weiß ich, dass die 
Thüringer genug haben von 
den Inszenierungen und par-
teitaktischen Spielchen auf 
Kosten des Volkes.
Unsere Heimat braucht wie-
der eine Politik für die Ehrli-
chen, Sparsamen und Fleißi-
gen. Dafür treten wir an und 

darum geht es auch in dieser 
Ausgabe des »Blauen Muts«. 
Indem wir die Remigration 
vorantreiben und die De-
industrialisierung beenden, 
machen wir Thüringen siche-
rer, wohlhabender und freier. 
Und dafür brauchen wir Sie, 
liebe Thüringer. Gemeinsam 
schützen wir die Demokratie 
vor einer enthemmten Regie-
rung! Sorgen wir für frischen 
Wind in der Thüringer Politik!

Die Demokratie vor der enthemmten Regierung schützen!

Thüringen wieder sicher machen
Die Sicherheit der Bürger ist Kernaufga-

be des Staates. Damit sie erfüllt werden 

kann, muss die Landespolizei durch per-

sonelle und materielle Aufstockung ge-

stärkt werden. Und wir müssen der stei-

genden Kriminalität von Zuwanderern 

ein Ende setzen. 

Freiheit statt Klimawahn
und Deindustrialisierung
Wir wollen eine preiswerte und saubere 

Energieversorgung sicherstellen. Hei-

zungsverbote, Dämmwahn und Rekord-

strompreise sollen der Vergangenheit an-

gehören. Kostengünstiges Sanieren und 

Bauen sind das Gebot der Stunde.

Kinderreichtum
statt Migration fördern
Wir brauchen eine Willkommenskultur 

für deutsche Kinder. Wichtig ist hierbei 

die fi nanzielle Entlastung der Eltern. Die 

Abscha� ung der Grunderwerbsteuer für 

Eigenheim-Ersterwerber haben wir be-

reits im Landtag durchgesetzt. Und wir 

fordern ein Kinderbegrüßungsgeld in 

Höhe von 10.000 Euro, welches steuer-

pfl ichtige Arbeitnehmer und Selbststän-

dige für jedes neugeborene Kind auf fünf 

Jahre verteilt erhalten.

Meinungsfreiheit statt Zensur
Wir brauchen eine pluralistische Medien-

landschaft und keine Bevormundung 

durch einen zwangsfi nanzierten Staats-

funk. Also: Zwangsbeiträge abscha� en 

und den Umfang des ö� entlich-recht-

lichen Rundfunks erheblich reduzieren. 

Schluss mit den fürstlichen Gehältern von 

Intendanten und TV-Propagandisten!

Bildung ist unsere 
wichtigste Ressource
Die Gesundung der Schulen und die dua-

le Ausbildung müssen ins Zentrum der 

Bildungspolitik gestellt werden. Lehrer-

mangel und Sanierungsstau an Schulge-

bäuden müssen endlich angegangen wer-

den. So scha� en wir es, dass die jungen 

Thüringer von heute zu den Fachkräften 

von morgen werden. 

Ein Sozialstaat für uns Thüringer
Wir stellen uns dem Ärztemangel und 

der Altersarmut entgegen. Erschwingli-

chen Wohnraum für Einheimische wol-

len wir massiv fördern. Hierbei muss 

gelten: Thüringer zuerst! Die Ausplünde-

rung des Sozialsystems wollen wir been-

den. Remigration rettet den Sozialstaat.

Aufarbeitung der Corona-Politik
Kritiker müssen rehabilitiert, Maßnah-

menopfer entschädigt und Fehlentschei-

dungen o� engelegt werden. So erreichen 

wir eine wirksame Prävention gegen neu-

en Machtmissbrauch. Wir sagen: Corona 

ist erst vorbei, wenn die Aufarbeitung ab-

geschlossen ist.

Mehr direkte Demokratie
Der Parteienstaat braucht mehr Kont-

rolle und mehr Bürgerbeteiligung. Mit 

Volksabstimmungen verscha� en wir der 

Mehrheitsmeinung Gehör. Um Demo-

kratie und Meinungsfreiheit zu stärken, 

sind der linke Fördersumpf trockenzu-

legen und der sogenannte Verfassungs-

schutz grundlegend zu reformieren.

Ostdeutsche in die
Führungspositionen
Studien belegen, dass über dreißig Jahre 

nach der Wiedervereinigung Ostdeutsche 

in Führungspositionen oft unterrepräsen-

tiert sind – trotz gleichwertiger Qualifi ka-

tion. Es wird Zeit für die Angleichung der 

Lebensverhältnisse in Ost und West. Thü-

ringen soll mehr von ostdeutschen Sicht-

weisen und Denkansätzen profi tieren.

Mehr Freiheit für uns alle
Die Gängelung von Bürgern und Unter-

nehmen durch Überregulierung ist zu be-

enden. Und die Bürger brauchen Schutz 

vor Datenmissbrauch statt eines über-

gri�  gen »Datenschutzes«. Wir kämpfen 

für die Meinungsfreiheit. Das heißt auch: 

keine Zensur, Löschungen oder Sperrun-

gen im Internet.
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Marode Schulen
Thüringer Schulgebäude sind in ei-
nem katastrophalen Zustand. Man-
cherorts sind die Zustände unzumut-
bar. Die Landesregierung müsste zur 
Sanierung viel mehr Geld in die Hand 
nehmen. Ein produktives und moti-
vierendes Lernumfeld bleibt Thürin-
ger Schülern deshalb oft verwehrt.

Innere Sicherheit
Auch bei der Ausrüstung der Landespo-
lizei haben die Landesregierung und die 
CDU den Rotstift angesetzt. Polizeiaus-

rüstung fehlt oder wird zu zögerlich be-
schaff t. Die Sicherheit unserer Beamten 
und Bürger muss uns mehr wert sein.

Kaputte Straßen
Immer häufi ger ruckelt es auf Thürin-
ger Straßen. Zu wenig wurde in den 
letzten Jahren in die Landesstraßen 
und Brücken investiert. Bei der letz-
ten großen Erfassung im Jahr 2019 
wurde bei 46 Prozent der Landes-
straßen ein Sanierungsbedarf fest-
gestellt. Die Thüringer Infrastruktur 
verkommt. 

Kommunale Sportanlagen sind be-
rüchtigt für ihren desolaten Zustand. 
Der Sanierungsstau ist immens. Ein 
lebenswertes Thüringen braucht 
gute Sport- und Freizeitmöglichkei-
ten!

Wiederbewaldung
Über 100.000 Hektar der Thüringer 
Wälder sind geschädigt. Die Landes-
regierung unternimmt zu wenig, um 
den Wald zu erhalten. Dabei ist er als 
Ökosystem, Tourismusmagnet und 

waldung muss fi nanziell und personell 

deutlich besser aufgestellt werden.

Schuldenberg abbauen
Eigentlich müsste die Landesregie-

rung mehr Schulden tilgen. Sie tut es 

aber nicht. Anstatt kommende Gene-

rationen durch den weiteren Abbau 

des Schuldenbergs zu entlasten, gibt 

sie Steuergelder für linke Ideologie-

projekte aus.
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rüstung fehlt oder wird zu zögerlich be-
schaff t. Die Sicherheit unserer Beamten 

Sanierung von Sportstätten
Kommunale Sportanlagen sind be-

Wirtschaftsfaktor für Thüringen be-

sonders wichtig. Die aktive Wiederbe-

waldung muss fi nanziell und personell 
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Dafür ist Geld da:Dafür ist Geld da:Dafür ist Geld da:Dafür ist Geld da:
Asyl à la carteAsyl à la carte

Ein Beispiel für die immensen Kosten der 

aktuellen Migrationspolitik ist die Thüringer 

»eGesundheitskarte«. Mit ihr erhalten 

Asylbewerber eine Premium-Gesundheits-

versorgung, die weit über den gesetzlichen 

Mindeststandard hinausgeht. 

Staatliche Meinungskontrolle

Staatliche Meinungskontrolle

Staatliche Meinungskontrolle& linker Fördersumpf:

Staatliche Meinungskontrolle& linker Fördersumpf:

Staatliche MeinungskontrolleMithilfe von fi nanziell fürstlich ausgestatteten 
linken Vereinen und dem sogenannten 

»Verfassungsschutz« versucht die Landes-
regierung, die politische Meinung der Thüringer 

zu manipulieren – natürlich alles auf Kosten der 
Steuerzahler. Unsummen versacken jährlich in 

diesem linken Kulturkampf.

Teure LuftpolitikThüringen rettet das Weltklima? Das denkt 
sich die Landesregierung und investiert viel 

Steuergeld in »Klimaschutz« und die längst 
gescheiterte Energiewende. Thüringer Kom-

munen befi nden sich derweil am
klimapolitischen Gängelband des Landes.

Gender-GagaLinksideologische Indoktrination ist der Lan-
desregierung viel Geld wert. Beispiel gefällig? 

So werden z.B. die »LSBTIQ*-
Koordinierungsstelle« und das »queere

Zentrum« mit Steuergeldern gefördert. Auch 
wenn hier noch so viel linke Propaganda be-

trieben wird – es gibt nur zwei Geschlechter.

Masseneinwanderung
Die aktuelle Asylpolitik verschlingt Unsummen. 

So übersteigt z.B. die derzeitige Einwanderung

in unser Sozialsystem unsere fi nanziellen

Möglichkeiten. Diese Fehlanreize müssen

abgebaut werden. Es ist höchste Zeit für

eine Kehrtwende in der Migrations- 

und Flüchtlingspolitik.

All-Inclusive-Asyl
Ein Beispiel für die Rundumversorgung von 

Asylbewerbern ist die Bereitstellung von 

Reinigungsarbeiten und Winterdiensten in 

Aufnahmeeinrichtungen. Die AfD-

Fraktion spricht sich für eine Arbeitspfl icht 

für Asylbewerber in ihren Unterkünften

und in gemeinnützigen Einrichtungen aus.
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Ein Innenminister auf der Couch

Dafür ist kein Geld da:
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Blauer Mut: Frau Hoff mann, 
Sie waren bei Landwirten, Spe-
diteuren und Handwerkern vor 
Ort auf der Straße. Welchen Ein-
druck konnten Sie gewinnen?

Nadine Ho� mann: Der Wider-

stand gegen die Bundes- und die 

Landesregierung wird von meh-

reren Branchen getragen. Da ge-

hen Leistungsträger auf die Stra-

ße und protestieren zu Recht 

gegen eine Politik, die eben die-

se Branchen zunehmend in Exis-

tenznot bringt.

Was war das auslösende Moment 
für die Demonstrationen?
Deutsche Landwirte kämpfen 

schon seit Jahren um das wirt-

schaftliche Überleben. Das Fass 

zum Überlaufen brachten die 

Pläne der Ampel, unter ande-

rem die Agrardieselvergütung 

abzuscha� en, um Haushaltslö-

cher im Bundesetat zu stopfen, 

während Milliarden an Steuer-

geldern für Ideologieprojekte in 

aller Welt verteilt werden. 

Wer hat zu verantworten, dass 
Landwirte um ihr wirtschaftliches
Überleben kämpfen? 

Die Probleme werden durch die 

Politik der EU, des Bundes und 

auch durch die Landespolitik 

verursacht, welche die Landwirt-

schaft hin zur angeblichen Kli-

maneutralität »transformieren« 

wollen und dabei eben diese 

Landwirtschaft zerstören. Auf 

EU-Ebene wird durch Frau von 

der Leyen (CDU) eine Transfor-

mation zur »Klimaneutralität« 

forciert, auf Bundesebene sind 

es steigende Haltungsanforde-

rungen für Nutztiere ohne ent-

sprechende Ausfi nanzierung 

für die Landwirtschaft und auf 

Landesebene werden die Bau-

ern weiter gegängelt. Planungs-

sicherheit besteht kaum mehr, 

dafür nimmt die bürokratische 

Belastung zu. Hinzu kommen 

die durch die sogenannte Ener-

giewende steigenden Energie- 

und Baukosten. Die im globalen 

Wettbewerb stehenden deut-

schen Landwirte sind dadurch 

benachteiligt. 

Was fordert die AfD-Fraktion?
Welche agrarpolitischen 
Schwerpunkte setzen Sie im 
Landtag? 

Die Schröpfung der Leistungs-

träger in Deutschland, darunter 

die Landwirte, muss ebenso wie 

die überbordende Bürokratie 

aufhören, die politische Wert-

schätzung muss sich steigern. 

Die Agrardieselvergütung ist 

beizubehalten. Preistreiber wie 

die CO2-Steuer sind wie auch 

praxisuntaugliche Hürden abzu-

scha� en. Dann kann die heimi-

sche Landwirtschaft weiterhin 

Garant für unsere Lebensmittel-

sicherheit sein und die Versor-

gung mit regionalen Nahrungs-

mitteln sicherstellen. Unser 

Motto ist: Ohne Bauern keine 

Zukunft! Wir stehen fest an der 

Seite unserer Landwirte.

Die Regierung versucht, die
Proteste in die rechte Ecke zu 
stellen. Ministerpräsident
Ramelow bezeichnete
Demonstranten als 
»Reichsbürger«. 
Wie kommt er dazu?

Manchem ist kein Mittel zu schä-

big, um davon abzulenken, wer 

die Verursacher der Probleme 

in der Landwirtschaft sind. Es ist 

gut, dass sich davon niemand be-

irren lässt. Der Protest geht von 

der Mitte der Gesellschaft aus. 

LANDESPOLITIK 

Das Land
steht auf!

Die Ramelow-Regierung hat im Thüringer Landtag keine 
eigene Stimmenmehrheit. Deshalb arbeitet sie mit der 
CDU zusammen, die ihr immer wieder Mehrheiten im 
Landtag verschaff t. Hier hat diese schwarz-rot-rot-grüne 
Koalition gemeinsame Sache gemacht:

Neuwahlen verhindert
⊲ Bundeskanzlerin Merkel interveniert bei der Wahl
⊲ CDU macht Wiederwahl Ramelows möglich und beteiligt 

sich nicht am Misstrauensvotum

Sogenannter »Stabilitätspakt«
⊲ Unter diesem Tarnnamen fi rmierte die erste Koalition 

zwischen CDU und umbenannter SED (Linkspartei) zu-
nächst

»Weiter so« beim Staatsfunk
⊲ Ja zu Zwangsbeiträgen 
⊲ Weiterführung des nervigen öff entlich-rechtlichen Rund-

funks ohne echte Reformen

Impfpfl icht
⊲ Gemeinsam lehnen CDU und RRG einen AfD-Antrag zur 

Abschaff ung der einrichtungsbezogenen Impfpfl icht ab

Kungelei in der 
Parlamentarischen
Kontrollkommission
⊲ Im Gremium zur Kontrolle des Inlandsgeheimdienstes 

»Verfassungsschutz« wollen CDU und Rot-Rot-Grün lieber 
unter sich bleiben – AfD unerwünscht!

Mehr Geld für Politiker
⊲ Gemeinsam sprechen CDU und RRG sich für die automa-

tische Diätenerhöhung der Abgeordneten aus

Haushalt 2024
(Verabschiedung durch Enthaltung der CDU ermöglicht) 
⊲ Geld für Multikulti-Politik und linke Ideologie
⊲ Kein Geld für kaputte 

Straßen und marode Schulen

Kungelei
zwischen RRG & CDU

träger in Deutschland, darunter 

die Landwirte, muss ebenso wie 

Das Land
AfD-Fraktion bei den Protesten:

Die AfD-Fraktion im Thüringer Landtag bedankt sich für die 
zahlreichen Einsendungen zur Kampagne 
»Stützen des Gemeinwesens«.
Die Gewinner wurden nun mit jeweils 1.000 € prämiert. 
Herzlichen Glückwunsch!
Infos unter: www-afd-thl.de/gemeinwesen

Faltblatt
 »Ohne Bauern

keine Zukunft«: 
www.afd-thl.de/bauern

steht auf!
Interview mit
Nadine Hoff mann,
agrarpolitische
Sprecherin der
AfD-Fraktion im
Thüringer Landtag
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Deutschland und 

Thüringen erleben 

seit Jahren rekord-

verdächtige Preissteigerungen. 

Dabei ist die Infl ation mitnich-

ten »gebändigt«, wie das jüngst 

Robert Habeck behauptete. 

Dem topbezahlten Bundeswirt-

schaftsminister fällt es wohl 

nicht auf, wenn Mieten, Sprit 

und Lebensmittel weiterhin au-

ßergewöhnlich teuer sind. Wohl-

standsverlust und Armutsrisiko 

sind die Folgen. 

In o�  ziellen Verlautbarungen 

heißt es, dass die Infl ationsrate 

gesunken sei. Sinkt die Infl a-

tion nun, bedeutet das aber 

nicht, dass auch die Preise sin-

ken. Es bedeutet lediglich, dass 

die Preise langsamer steigen 

als vorher und sich auf einem 

Rekordniveau eingependelt 

haben. Kraftsto� e, Mieten und 

Nahrungsmittel sind besonders 

betro� en. Wer ein normales 

oder geringes Einkommen hat 

und folglich einen größeren Teil 

seines Geldes für diese Güter des 

täglichen Bedarfs ausgeben muss, 

ist oftmals besonders betro� en. 

Die »persönliche Infl ationsrate« 

ist für Bürger in diesen Einkom-

mensschichten deutlich höher 

als für wohlhabendere Personen. 

Doch wie ist diese Situation ent-

standen? Das hohe Preisniveau 

geht zurück auf die zahlreichen 

politischen Experimente der 

Altparteien. Da ist nicht nur 

die jahrelange Geldentwertung 

durch die Europäische Zentral-

bank und ihre Niedrigzinspolitik 

und Gelddruckerei. Ebenso hat 

die Corona-Maßnahmenpolitik 

große Schäden in unserer Wirt-

schaft hinterlassen, die bis heute 

nicht behoben sind. Die Folge 

sind Knappheit und hohe Prei-

se. Auch die Energiewende, die 

Russlandsanktionen und die mit 

ihnen verbundene Energiever-

knappung spielen eine große Rol-

le. Wenn Strom und Gas teurer 

werden, erhöhen sich die Kosten 

für Produktion und Transport. 

Produktionsverlagerungen ins 

Ausland und Preissteigerungen 

für Endkunden sind die Folge.

Doch es bleibt fraglich, ob die 

Regierungen ein Interesse dar-

an haben, die Infl ation einzu-

dämmen, profi tieren sie doch 

erheblich von ihr. Denn mit 

steigenden Preisen steigen auch 

die Steuereinnahmen. Mit die-

sen Zusatzeinnahmen versuchen 

die Regierungen nun, die Folgen 

ihrer zerstörerischen Politik zu 

kaschieren. Die AfD-Fraktion 

im Thüringer Landtag macht 

dieses Spiel nicht mit: Die Infl a-

tion muss bekämpft werden, um 

Bürger und Unternehmen zu 

entlasten. Deshalb setzt die AfD-

Fraktion sich für umfassende 

Steuersenkungen und das Ende 

der kalten Progression durch die 

Anhebung der Freibeträge ein. 

So kann die Ausplünderung der 

Bürger gestoppt werden! 

»Wählen gehen bringt doch 
eh nichts.« – Nein, das 
stimmt nicht! Jede Stimme 
zählt und bringt Thüringen 
dem Politikwechsel näher. 
Lange Zeit wurde Politik 
gegen die eigenen Bürger 
gemacht: Masseneinwande-
rung, Verbrennermotor-Aus 
und Heizungsverbote sind 
nur einige Beispiele für die-
se Politik gegen den Mehr-
heitswillen. Doch die zähen 
Jahre der »alternativlosen« 
Altparteienpolitik gehen 
dem Ende entgegen.
Denn es gibt eine Alter-
native zu den kaum unter-
scheidbaren Altparteien 
und ihrer Politik. Seit es im 
Thüringer Landtag eine pa-
triotische Kraft gibt, erklingt 
dort wieder die Stimme des 
Volkes. Tabuthemen wer-
den angepackt, die politi-
sche Debatte wird vielfälti-
ger und die Wahlbeteiligung 
im Freistaat steigt. All jene, 
die lange Zeit ignoriert und 
nicht gehört wurden, haben 
nun ein lautes Sprachrohr 
im Parlament. 
Um echte Veränderungen 
herbeizuführen, ist die par-
lamentarische Demokra-
tie auf die Mitwirkung aller 
Wahlberechtigten angewie-
sen. Wer sein Wahlrecht 
nutzt und sich aktiv an den 
demokratischen Prozessen 
beteiligt, kann einen bedeu-
tenden Beitrag dazu leisten, 
alten und jungen Thüringern 
ein Leben in Wohlstand, Si-
cherheit und Freiheit zu er-
möglichen. Machen Sie mit, 
nutzen Sie Ihr Wahlrecht 
und stärken Sie Thüringen 
und seine parlamentarische 
Demokratie!

Wahlrecht nutzen – 
Demokratie stärken!

Geldentwertung
und Wohlstandsverlust

So bringt die AfD-Fraktion den Standort Thüringen voran!
In Thüringen weiß es jedes Kind: 
Die Regierung fährt das Land an die 
Wand! Steigende Energiepreise und 
hohe Steuerbelastungen machen 
Thüringen unattraktiver. Mit dieser 
Politik machen die Altparteien unse-
re Heimat zum Risikostandort für 
Unternehmen und echte Fachkräfte.
Deshalb ist es jetzt Zeit für die pat-
riotische Alternative. Eine starke AfD-
Fraktion ist schon jetzt ein Stand-
ortvorteil für unseren Freistaat. Im 
Landtag konnten wir die Abschaf-
fung der Grunderwerbsteuer durch-
setzen, ebenso die Abschaff ung des 
Schulgelds in Gesundheitsfachberu-

fen und auch die rückwirkende Ab-
schaff ung von Straßenausbaubeiträ-
gen. Thüringer haben deshalb schon 
jetzt mehr Geld in der Tasche.
Und auch für die Zukunft haben wir 
Großes vor, um unseren Freistaat zu 
einem Top-Standort zu machen. In 
Thüringen setzen wir uns für weit-
reichende Steuerstreichungen und 
-senkungen ein. Auch auf anderen 
Ebenen verfolgen wir dieses Ziel, 
insbesondere auf der Bundesebe-
ne. Dazu gehören etwa die Abschaf-
fung der CO2-Steuer sowie die Aus-
setzung der Energiesteuer und der 
Stromsteuer. Ebenso soll die Mehr-

wertsteuer auf 15 Prozent gesenkt 
werden, in der Gastronomie sogar 
auf sieben Prozent. Auch auf diverse 
Heiz- und Kraftstoff e sollen nur noch 
sieben Prozent fällig werden. Und 
durch das Ende der Russlandsank-
tionen lassen wir die Energiepreise 
erst recht purzeln. Ein großer Wett-
bewerbsvorteil!
Gleichzeitig wollen wir Thüringen für 
Arbeitnehmer mit Familien attrakti-
ver machen. Wir fordern ein Kinder-
begrüßungsgeld in Höhe von 10.000 
Euro, welches steuerpfl ichtige Arbeit-
nehmer und Selbstständige erhalten. 
Auch das Konzept der Remigration 

wird zum Standortvorteil. Die Durch-
setzung geltenden Rechts und eine 
großangelegte Rückführungsinitiati-
ve für illegale Einwanderer werden 
die Staatskasse deutlich entlasten 
und Gelder für aufgeschobene In-
vestitionen in Straßen, Schulen und 
Krankenhäuser freisetzen. Remigra-
tion geht auch das Problem der zu-
nehmenden Ausländerkriminalität 
an und macht Thüringen zu einem 
friedlicheren Ort. Mit einer starken 
AfD-Fraktion wird Thüringen also 
wohlhabender, lebenswerter und si-
cherer. Ein klarer Standortvorteil für 
Unternehmen und echte Fachkräfte!

t.me/afd_thl

Folgen Sie
uns auf

Telegram!

Bild: Drazen Zigic / iStock

So wirkt die
AfD-Fraktion:
afd-thl.de/die-afd-fraktion-wirkt
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Verbraucherpreisindex in Thüringen
Hat ein fi ktiver durchschnittlicher
Warenkorb vor 4 Jahren noch 100 Euro
gekostet, kostet er nun schon
fast 120 Euro!

werden, erhöhen sich die Kosten 

Ausland und Preissteigerungen 

für Endkunden sind die Folge.

werden, erhöhen sich die Kosten 

für Produktion und Transport. 

Produktionsverlagerungen ins 

Ausland und Preissteigerungen 

werden, erhöhen sich die Kosten 

für Produktion und Transport. 

Produktionsverlagerungen ins 

Ausland und Preissteigerungen 

für Endkunden sind die Folge.

So treiben die Altparteien die   Preise hoch!
Bevorzugung preis-
günstigerer Lebensmittel55%
Verzicht auf Café- 
oder Restaurantbesuch50%
Verzicht auf 
neue Kleidung46%
Verzicht auf 
Urlaub und Reisen36%
Verzicht auf Abonne-
ments (z.B. Netfl ix)33%
Verzicht auf
Autofahren30%

So vernichtet die Infl ation Wohl-
stand und Lebensfreude: Wo 
sparen die Konsumenten zuerst, 
wenn die Preise deutlich steigen? 

Umfrage:

Unser Anti-Infl ations-Antrag
aus dem Landtag: afd-thl.de/infl ation


